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Akten?, e i c h e n : 5 A Z R 3 2 0 / 8 ?
Bundesarhei tsgeri cht 5. Senat Urteil vom ?1 . März 19814

- 5 AZR 3?0/R? -
I . Arbc i togeri cht

Dü r, se 1 dor f
Urteil von n. Dezember 1981 
- 10 fa 1187 8/81 -

II . Lnnricsarbe i tsgeri cht
Du s r.e 1 dor f

Urteil vom ? b. April 1 ° 8 ? 
- 8 Sa 368/8? -

Kür die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachnresse: Ja

Fntsche i dungsst i chwort:
Zuständigkeitsabgrenzung zw. Arbeits- und Sozialgerichten

G e s e t z ArbOG % ? Abs. 1 Nr. 3 a; BGB % 611; RVO 39I4 , 395

Lei tsatz ;
Verfolgt der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Zahlung, eines 
{'oberen Teils der vereinbarten Vergütung, weil der Arbeit­
geber wegen des Nachhol Verbots nicht befugt gewesen sei, 
Sozialversi cherungsbe i träge in dem geschehenen Umfang ein- 
zubeha1 ten, so ist für eine solche Klage der Rechtsweg zu 
den Arbeitsgerichten gegeben.
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5 AZR 8?0/8?
8 Sa 368/8? Düsseldorf
Verkündet am 
21. März 1d8ä
Haust,
RegierungshauptSekretärin 
als Urkundsbeamt er
der Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  ivh?'

Urteil
In Sachen

hat der. Fünfte Senat des. Bunüesarhe 1 tsgeriehts gemäß 
5 128 Abs. 2 ZPO in der Sitzung ' vom 21. März.lQRä ouv’oh 
den Vorsitzenden Richter Dr. Thomas, den Richter Dr. 
Heither und die Richterin Miche ls-Ho li sowie die *»» - .
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amtlichen Richter Flachsenberg und Nitsche für Recht 

erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Ur­
teil ries Landesarbeitsgerichts Düssel­
dorf vom 2.2 . April 1982 - 8 Sa 368/82 - 
wird zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d s

Die Klägerin, die die Lehrbefähigung für das Lehramt am 
Gymnasium besitzt, wurde zum 1. August 1980 als angestellte 
Lehrkraft mit einem Auftrag von 16 Unterrichtsstunden einge­
stellt. Ihre Vergütung richtete sich nach der VergGr. II a BAT. 
Mit Wirkung vom 10. Juli 1981 wurde sie in das Beamtenverhältnis 
übernommen.

Auf Ersuchen des Schulkol1egiums ries beklagten Landes als 
Einstellungsbehörrie wurden der Klägerin im Jahr 1980 als "Vor­
auszahlungen auf die zu erwartenden monatlichen Bezüge"

am 5. September 1980 3.000,— ; DM
am 19. September 1980 2.600,-- DM und
am 1?. Oktober 1980 1.500,-- DM
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ausgezahlt. Erst am 22. Dezember 1980 gelangten die Personalun­
terlagen der Klägerin zum Landesamt für Besoldung und Versorgung 
des beklagten Landes.

Am 15. Januar 1981 wurde der Klägerin die erste Gehaltsab­
rechnung erteilt und unter Anrechnung der bis dahin geleisteten 
Vorauszahlungen und nach Abzug unter anderem de*" Arbeitnehmeran­
teile zur gesetzlichen Sozial Versicherung für die Monate August
1980 bis Januar 1981 ein Nettobetrag von 1.872»36 DM errechnet. 
Die Nettovergütung für den Monat Januar 1981 belief sich auf
1.463,21» DM.

Mit der'vorliegenden Klage macht die Klägerin geltend, das 
beklagte Land habe ihre Bezüge bei der Gehaltszahlung im Januar
1981 nicht um die Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Sozial­
versicherung für die Monate August bis November 1980 in der
- unstreitigen - Höhe von 1.392,69 DM kürzen dürfen. Sie hat dazu 
vorgetragen, sie habe ihre gesamten Personalunterlagen rechtzei­
tig bei der Einstellungsbehörde eingereicht und damit das be­
klagte Land in die Lage versetzt, die ihr zustehende Vergütung 
und die Arbeitnehmeranteile zur gesetzli chen Sozial vorsicherung 
alsbald ordnungsgemäß zu errechnen. Da das beklagte Land bei der 
verspäteten Zahlung die Sozialversicherungsbeiträge auch nicht 
schuldlos nachentrichtet habe, sei gemäß § 119 Abs. 3 AVG, 5 395 
Abs. 2 RVO der Abzug der Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen 
Sozialversicherung nur für die Monate Dezember 1980 und Januar 
1981 zulässig gewesen. Dies gelte auch dann, wenn die Zahlungen 
des beklagten Landes im September und Oktober 1980 lediglich als
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Vorschußzahlungen anzusehen seien. Aus einem Umkehrschiuß zu 
f 395 Abs. 3 RVO und - nachdem die Regelung, wonach Abschlags­
zahlungen nicht als Gehaltszahlungen zu gelten haben (§ 119 Abs.
Ji a.F. AVG), ersatzlos gestrichen wurde - aus der jetzigen 
Fassung des, S 119 AVG folge, daß Abschlagszahlungen als Gehalts­
zahlungen im Sinne dieser sozialversicherungsrechtlichen Bestim­
mungen anzusehen seien. Im übrigen aber handele es sich bei den 
von dem beklagten Land geleisteten Zahlungen nicht um Abschlags­
zahlungen, da hierunter nur freiwillige, ohne rechtliche Ver­
pflichtung vor .Fälligkeit' erbrachte Leistungen zu verstehen sei­
en. Schließlich sei der Anspruch aus dem Gesichtspunkt der posi­
tiven Vertragsverletzung als Schadenersatzanspruch begründet. Die 
Klägerin hat sich hierzu auf eine in der verspäteten Zahlung 
liegende Fürsorgepf1i chtverletzung des beklagten Landes berufen.

Die Klägerin hat beantragt,

das beklagte Land zu verurteilen, an 
sie 1.392,69 DM nebst M % Zinsen seit, 
dem 1. Februar 1981 zu zahlen.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es 
hat zum einen die Auffassung vertreten, daß die Gerichte für Ar­
beitssachen zur Entscheidung des Rechtsstreits sachlich nicht 
zuständig seien, da es sich um eine öffentlich-rechtliche Strei­
tigkeit in Angelegenheiten der Sozialversicherung handele. Zum 
anderen sei die Klage nicht begründet, da die Voraussetzungen des 
? 119 Abs. 3 AVG bzw. des 5 395 Abs. 2 RVO nicht vorlägen. Die 
der Klägerin erbrachten Vorauszahlungen auf ihre zu erwartenden
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monatlichen Gehaltszahlungen seien mit den in diesen Bestimmungen 
genannten Gehaltszahlungen nicht identisch. Da erstmals im Januar 
1981 eine Gehaltsabrechnung erfolgte, sei die Zeit vom 1. August 
1980 bis 31. Januar 19B1 als Lohnzahlungszeitraum im Sinne die­
ser Vorschriften zu verstehen.

Das Arbeitsgericht hat seine Zuständigkeit bejaht und die 
Klage als unbegründet abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 
die Berufung der Klägerin zurückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihr Zahlungsbegehren 
weiter. Das beklagte Land beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

I. Die Klage ist zulässig. Die Gerichte für Arbeitssachen sind 
für den von der Klägerin verfolgten Anspruch gemäß § 2 Abs. 1 
Nr. 3 a ArbGG zuständig. Diese Frage war von Amts wegen auch 
noch in der Revisionsinstanz zu prüfen, weil in Betracht kam, naß 
der Rechtsweg zu den Sozialgerichten gegeben war (BAG Urteil vom 
8. Dezember 1981 - 3 AZR 71/79 - AP Nr. 5 zu ff 394, 399 RVO).

1. Die Klägerin hat von dem beklagten Land über das ihr am 15. 
Januar 1981 ausgezahlte Gehalt hinaus einen weiteren Betrag von 
1.392,69 DM als ihr zustehende Vergütung verlangt. Rechtsgrund­
lage für diesen Anspruch ist f 611 Abs. 1 BGB. Dieser Anspruch 
ist nach Voraussetzung und Rechtsfolge dem Zivilrecht zuzuordnen
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und fällt nach der ausdrücklichen Rechtswegzuweisung durch f 2 
Abs. 1 Nr. 3 a ArbGG als bürgerliche Rechtsstreitigkeit zwi­
schen Arbeitnehmer und Arbeitgeber aus dem Arbeitsverhä1tnis in 
die ausschließliche Zuständigkeit der Arbeitsgerichte.

2.a) Diese Zuständigkeit der Arbeitsgerichte wird nicht dadurch 
in Frage gestellt, daß die Höhe der an die Klägerin auszuzahlen- 
rien Vergütungen davon abhängt, ob das beklagte Land zu Recht Ar­
beitnehmeranteile von der Bruttovergütung abgezogen hat. Für 
niese Entscheidung ist im vorliegenden Fall auf die Vorschriften 
der ff 39^, 395 RVO zurückzugreifen. Auch wenn es sich dabei um 
Vorschriften handelt, die einen Teil ries öffentlich-sozialversi- 
eherungsrechtlichen Versicherungsverhältnisses regeln, stellen 
sich die damit zusammenhängenden Überlegungen im Rahmen des vor­
liegenden Verfahrens, das einen Vergütungsanspruch zum Gegenstand 
hatte, nur als öffentlich-rechtliche Vorfragen. Über diese können 
die Gerichte für Arbeitssachen mitbefinden. Die Rechtsnatur des 
Klageanspruchs als eines zivilrechtlichen Anspruchs wi rd dadurch 
nicht verändert. Das wird weiter z. B. deutlich, wenn der Ar­
beitnehmer etwa eine tarifliche Ausschlußfrist versäumt hat und 
allein schon deshalb sein Anspruch scheitern muß. Insoweit folgt 
der Senat der Entscheidung des Dritten Senats vom 8. Dezember 
1981 - 3 AZR 71/79 - AP Nr. 5 zu §§ 394, 395 RVO.

b) Mit dieser Auffassung weicht der Senat nicht von der Ent­
scheidung des Bundessozialgerichts vom 7. Juni 1979 - 12 RK 
lp/78 - AP Nr. 4 zu ff 394, 395 RVO ab. In dieser Entscheidung 
war in der Revisionsinstanz nur noch über ein Feststeilungsbe-
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gehren des Arbeitnehmers zu befinden, daß der vom Arbeitgeber 
vorgenommene Abzug rechtswidrig gewesen war. Nur um diese Fest­
stellung wurde der Rechtsstreit geführt, nicht um eine Lohnfor­
derung, die der Arbeitnehmer mit einer Leistungsklage hätte gel­
tend machen müssen. Das Bundessozialgericht hat seine Zuständig­
keit deshalb nur für Feststellungsklagen der geschilderten Art 
bejaht, nicht aber für Lohn(Leistungs-)klagen. Das läßt sich da­
mit begründen, daß der Kern des Anliegens, das der Kläger sei­
nerzeit im sozialgerichtlichen Verfahren verfolgte, zu einem vor 
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit verfolgbaren Recht aus­
gestaltet ist.

3.a) Die vorgenannten, mit der Entscheidung des Dritten Senats 
übereinstimmenden Erwägungen finden eine weitere Stütze in fol­
genden Überlegungen:

Obgleich die Bestimmungen der §§ 39^, 395 RVO und die ent­
sprechenden Vorschriften für die anderen Zweige der Sozialversi­
cherung den sozialversicherungsrechtlichen Erstattungsanspruch 
des Arbeitgebers gegen den Arbeitnehmer regeln, stellen sie zu­
gleich arbeitsrechtliche Schutzvorschriften zugunsten des Ar­
beitnehmers dar. Wie das Bundesarbeitsgericht unter Hinweis auf 
die Entstehungsgeschichte der §5 391*, 395 RVO dargelegt hat, 
liegen der Regelung zwei Prinzipien zugrunde, die man zusammen­
gefaßt als ein Schutzprinzip und als ein Ordnungsprinzip bewerten 
kann. Das Schutzprinzip soll den Arbeitnehmer vor drückenden 
Beitragslasten bewahren, indem es den Arbeitgeber darauf ver­
weist, die Beitragsanteile des Arbeitnehmers nur im Wege des
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Lohnabzugs einzuziehen und außerdem ein Verteilungsgebot und ein 
Naehholverbot vorsieht. Damit haben die Vorschriften wie zahl- 
reiche andere öffentlich-rechtliche Schutzbestimmungen unmittel­
bare Auswirkungen auf die arbeitsvertraglichen Beziehungen. Auch 
deshalb ist davon auszugehen, daß die Rechtsnatur des verfolgten 
Lohnanspruchs sich nicht deshalb ändert, weil zu beurtei1en ist, 
vr 3 e sich eine zugunsten des Arbeitnehmers vorgesehene Schutzvor- 
sehri ft auswirkt.

b) Aufgrund der vorstehenden Erwägungen könnte zweifelhaft 
sein, braucht für den vorliegenden Fall jedoch nicht entschieden 
zu werden, ob eine andere Beurteilung dann geboten ist, wenn der 
Stre i t zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer der Sache nach darum 
geht, ob Beiträge überhaupt oder in der entrichteten Höhe abzu­
führen waren. In derartigen Fällen wird das zu den Sozial versi­
ehe rungs trägem bestehende Rechtsverhältnis betroffen, während 
der hier vorliegende Ausgleichsstreit allein das Verhältnis der 
Arbeitsvertragsparteien berührt (vgl. dazu das Urteil des Senats 
vom 11. Juli 1975 - 5 AZR 5,l6/7,i - AP Nr. 1 zu 5 55 SOG; ferner 
die nicht veröffentlichte Entscheidung vom 27. Januar 1982 - 5 
AZR 777/79 - sowie die zur Aufnahme in die Amtliche Sammlung be­
stimmte Entscheidung ries Vierten Senats vom 10. November 1982 
- A AZR 231/82 - AP Nr. MM zu $ 1 TVG Tarifvertrage: Bau, die 
die Frage, ob ein Entgelt Steuer- und sozialversi cherungsfrei 
ist, der Entscheidung durch die Finanzbehörden und die Sozial­
versi che^ungsträger zuweist).

I I . In der Sache kann die Revision keinen Erfolg haben.
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Das beklagte Land hat am 15. Januar 198 nicht einen nach­
träglichen Abzug von Sozi alvers i eherungsbe i tragen vorgenommen, 
der den Beschränkungen nach den §§ 394, 395 RVO unterlegen hätte. 
Vielmehr hat das beklagte Land am 15. Januar 1Q81 durch seine 
Abrechnung nur aufgezeigt, wie sich die zuvor bereits vorgenom­
menen Abzüge und die an die Klägerin erfolgten Zahlungen auf die
Lohnperioden verteilen. Mit der Abrechnung für die Monate August
1Q80 bis Januar 1981 am 15. Januar 1981 ist der Klägerin das
Gehalt für den Monat Januar 1^81 ausgezahlt worden. Nach der Ab­
rechnung hätte ihr ein Betrag von 1 . 4 6 3,2 A DM netto zugestanden. 
Tatsächlich erhalten hat sie 1.872,36 DM. Das beruht darauf, daß 
die Abschlagszahlungen, die die Klägerin in den Monaten September 
und Oktober erhalten hatte, gegenüber dem, was ihr nach Einbehalt 
von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen für die Zeit von 
August bis Dezember 1980 zugestanden hätte, zu niedrig ausgefal­
len waren. Aus diesem Geschehen folgt, daß das beklagte Land 
insgesamt nur Lohnbeträge in einer Höhe erbracht hat, wie sie der 
Klägerin nach Abzug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
zustanden. Damit hat sich, als die Bezüge am 15. Januar 1981 
aufgeschlüsselt wurden, nicht das verwirklicht, was die 399, 
395 RVO verhindern sollen, nämlich den Arbeitnehmer mit übermä­
ßigen Beitragsrückständen zu belasten. Es fehlt daher an einem 
nachträglichen Einbehalt der Arbeitnehmeranteile. Versäumt hatte 
das beklagte Land lediglich, dies zeitgerecht nachzuweisen. Das 
Nachholverbot ries $ 395 Abs. 2 RVO (§ 119 Abs. 3 AVG) soll den 
Arbeitnehmer aber nur vor einer Beitragsanhäufung schützen. Die 
Vorschriften sollen nicht einer verspäteten Gehaltsabrechnung und 
eines entsprechend verspäteten Ausweises der Beitragsanteile des
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Arbeitnehmers entgegenwi rken.

Dr. Thomas Dr. Heither Hi chel
Flachsenberg Ni tsche
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